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Vorwort

Eigentlich lautete der Titel: „Konzept für eine Politik zur Überwindung der 
Wachstumsschwäche und zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit“. Die Sperrigkeit 
des Titels, der so gar nicht dem modernen PR-Deutsch entspricht, behinder-
te weder die unmittelbare noch die langfristige Wirkung dieses Papiers, das 
sowieso recht schnell von Medien und Volksmund die passende sprachliche 
Bezeichnung verliehen bekam: das „Lambsdorff-Papier“.

Vor nunmehr 30 Jahren, am 9. September 1982, hatte der damalige Bundeswirt-
schaftsminister das im Auftrag von Bundeskanzler Helmut Schmidt erarbeitete 
Grundsatzpapier über den zukünftigen Kurs der deutschen Wirtschaftspolitik 
der Öffentlichkeit vorgestellt. ZweiTage zuvor war das Papier vorab intern in der 
Bundestagsfraktion der FDP diskutiert worden, deren Protokoll wir in diesem 
Band erstmals öffentlich zugänglich machen. Lambsdorffs Ideen waren so, wie 
es jeder, der ihn kannte, erwartet hatte: Geradlinig und klar durchdacht. Der 
Stagnation, der Arbeitslosigkeit und der Verschuldung – den Grundproblemen, 
unter denen die deutsche Wirtschaft seit Mitte der 70er Jahre zunehmend litt 
– rückte Graf Lambsdorff mit einer klaren ordnungspolitischen Vision zu Leibe. 
Deren Eckpfeiler waren die Stärkung der Marktwirtschaft gegenüber der Staats-
wirtschaft, eine solide Haushaltspolitik, die Beschränkung der Staatsausgaben 
auf investive Ausgaben und die Reform der sozialen Sicherungssysteme hin zu 
mehr Eigeninitiative und langfristiger Tragfähigkeit.

Schon in der FDP-Fraktion gab es um das Papier, wie nun nachzulesen ist, eine 
kontroverse Diskussion. Als es dann veröffentlicht war, sorgte es im gesamten 
politischen und medialen Betrieb des Landes geradezu füreinen Stimmungs-
aufruhr. Der Koalitionspartner SPD wollte die zum Teil bittere, aber letztlich 
für den Wohlstand unseres Landes notwendige Medizin nicht schlucken. Die 
SPD betrachtete es als „Scheidungspapier“. So gehörte denn zu den unmittel-
baren Wirkungen die Entstehung der Koalition CDU/CSU/FDP, die sogenannte 
„Wende“ vom 1. Oktober 1982.

Wenn man nach 30 Jahren des „Lambsdorff-Papiers“ immer noch gedenkt, dann 
tut man es aber wohl nicht wegen der unmittelbaren, sondern wegen der lang-
fristigen Wirkung, die es hatte. Es ist bis heute die Blaupause für jedes echte 
Reformprojekt in Deutschland geblieben. Eine freiheitliche Wirtschaftsordnung 
braucht immer wieder Erneuerung. Eine solche Erneuerung benötigen wir heu-
te im Zeitalter der europäischen Wachstums- und Schuldenkrise. Die erreicht 
man aber nicht durch Anbiederung an den Zeitgeist. Wir Deutschen neigen oft 
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dazu, Sicherheit und Besitzstand vor Freiheit, Eigeninitiative und Marktwirt-
schaft zu setzen. Deshalb muss man auch heute noch dem intellektuellen Mut 
Graf Lambsdorffs Respekt zollen, der mit seinem „Papier“ nicht den bequemen 
Weg gegangen war, sondern der unbeirrt das tat, was im langfristigen Sinne 
dem Wohl der Menschen diente.

Dr. Wolfgang Gerhardt MdB        		  Berlin, September 2012
Vorsitzender des Vorstands der
Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit
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Das „Lambsdorff-Papier“ – 
entscheidende Wendemarke in der bundesdeutschen 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik
Gérard Bökenkamp (Liberales Institut der Friedrich-Naumann-Stiftung für 
die Freiheit) und Jürgen Frölich (Archiv des Liberalismus)

Das „Konzept für eine Politik zur Überwindung der Wachstumsschwäche und zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit“ von 1982, bekannt geworden als sogenann-
tes „Lambsdorff-Papier“, wird oft als das Scheidungspapier der sozial-liberalen 
Koalition gesehen. Das ist aber allenfalls die halbe Wahrheit und macht si-
cherlich auch nicht den wichtigsten Bestandteil in der Bedeutung aus, den das 
Lambsdorff-Papier für die Entwicklung der Bundesrepublik gehabt hat. Denn 
mit ihm verbindet sich eine tiefgreifende Wende nicht nur in der deutschen 
Wirtschaftspolitik, sondern in den Leitvorstellungen von gesellschaftlichem 
Fortschritt überhaupt.

Zutreffend ist natürlich, dass mit diesem Konzept ein Konflikt vollends zum 
Ausbruch kam, der quasi von Beginn an in der Zusammenarbeit von Sozial-
demokraten und Liberalen geschwelt hatte. Die sozial-liberale Koalition auf 
Bundesebene war dadurch möglich geworden, dass die SPD sich mit dem Go-
desberger Parteitag des Jahres 1959 von marxistischen Positionen getrennt 
hatte und mit ihrem Wirtschaftsminister Karl Schiller auf einen eindeutig 
marktwirtschaftlichen Kurs eingeschwenkt war. Fast gleichzeitig hatte sich 
mit dem Bau der Berliner Mauer gezeigt, dass Adenauers Westbindungspolitik 
zwar erfolgreich war, aber die Wiedervereinigung in weite Ferne gerückt war 
und die zwei Teile der deutschen Nation sich immer weiter voneinander ent-
fernten. Sowohl in der SPD als auch in der FDP zog man daraus die Schlussfol-
gerung, dass eine neue Ost- und Deutschlandpolitik notwendig war. Vor allem 
außen- und deutschlandpolitische Gemeinsamkeiten, dazu manche Felder in 
der Gesellschaftspolitik wurden zum Fundament für die Koalition aus SPD und 
FDP, die 1969 die Vorherrschaft der CDU/CSU im Bund beendete.

Nach harten Auseinandersetzungen um die neue Ost- und Entspannungspolitik 
wurde diese Koalition mit dem beiderseitig guten Abschneiden bei den Bundes-
tagswahlen von 1972 stabilisiert. Mit dem Erfolg in der Außenpolitik rückten 
aber andere Politikfelder, besonders die Wirtschafts- und Finanzpolitik stärker 
in den Vordergrund – also genau die Felder, auf denen die Gemeinsamkeiten 
von SPD und FDP weit weniger deutlich waren. Bereits unmittelbar nach dem 
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Höhepunkt von 1972 zeichneten sich Spannungen innerhalb der Koalition ab, 
die ein politisches Spektrum abdeckte, das vom Wirtschaftsflügel der FDP bis 
zu den linken Jungsozialisten reichte. 

Diese Kontroversen mussten sich zwangsläufig verschärfen, nachdem 1973 
der langanhaltende Wirtschaftsboom endete, der die ersten Jahrzehnte der 
Bundesrepublik gekennzeichnet hatte. Nach dem durch die erste Ölpreiskri-
se ausgelösten Ende der Vollbeschäftigung waren die Zeiten, in denen die  
Sozialpolitik aus dem Vollen schöpfen konnte, vorbei. Bereits für 1975 wurde 
für den Bundeshaushalt ein nie da gewesenes Defizit von 23 Milliarden D-Mark 
vorausgesagt. Otto Graf Lambsdorff gehörte zu den ersten, die die langfristigen 
Folgen dieser Politik erkannten und eine straffere Haushaltsführung und Ein-
sparungen anmahnten. 

Auf dem Bundesparteitag im November 1977 beschlossen die Delegierten un-
ter seiner Führung mit den Kieler Thesen eine Rückbesinnung der FDP auf eine 
klassisch liberale Wirtschaftspolitik, die den neuen wirtschaftspolitischen Ge-
gebenheiten nach dem Ende des „Wirtschaftswunders“ erstmals Rechnung trug. 
Obwohl damit zwar die Gemeinsamkeiten in der Wirtschaftspolitik zwischen 
den Liberalen und der christdemokratischen Opposition wuchsen, setzte man 
die sozial-liberale Koalition vor allem aus außenpolitischen Gründen weiter 
fort, zumal die CDU/CSU 1980 ausgerechnet mit Franz-Josef Strauß als Kanz-
lerkandidaten aufwartete. 

Bald nach den Bundestagswahlen im Oktober 1980, die die Koalition durch den 
Anti-Strauß-Effekt gut überstanden hatte, spitzte sich jedoch die haushalts-
politische Lage zu. Im Jahr 1980 hatte die Neuverschuldung schon bei für die 
damalige Zeit beträchtlichen 24,2 Mrd. D-Mark gelegen, im darauf folgenden 
Jahr stieg das Defizit auf fast 34 Mrd. D-Mark und damit um 6 Mrd. D-Mark 
mehr als vorgesehen an. Zugleich wuchs die Zahl der Arbeitslosen um 32 % 
und machte Zuschüsse für die Bundesanstalt für Arbeit von 11,5 Mrd. D-Mark 
nötig. Selbst die ZEIT schrieb: „Wir leben am Ende der Sorglosigkeit und Sor-
genlosigkeit, in dem es als unumstößliche Wahrheit galt, dass es immer nur 
vorwärts gehen werde, niemals wieder rückwärts oder einfach nur weiter auf 
der Stelle.“ Im Mai sah sie „Bonn vor dem Staatsbankrott“ stehen. 

Viele Liberale, allen voran der seit 1977 amtierende Bundeswirtschaftsminister 
Otto Graf Lamsbdorff, waren keineswegs bereit, diese hauptsächlich durch die 
zweite Ölpreiskrise bewirkte Entwicklung einfach hinzunehmen. Sie brachten 
die Regierung der sozial-liberalen Koalition dazu, bereits für 1982 Sparmaß-
nahmen in Angriff zu nehmen. Darüber hinaus wurde jedoch auf dem Kölner 
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FDP-Parteitag im Frühjahr 1981 dem Koalitionspartner signalisiert, dass wahr-
scheinlich größere Änderungen in der Finanz- und Wirtschaftspolitik von Nöten 
seien, um den wirtschaftlichen Herausforderungen zu begegnen. In die gleiche 
Kerbe hieb der FDP-Vorsitzende Hans-Dietrich Genscher einige Monate später 
mit seinem berühmten „Wende-Brief“ an die Mitglieder seiner Partei, in dem 
er feststellte, „jetzt geht es darum, die Weichen deutlich auf mehr Selbstver-
antwortung, auf Leistung und Selbstbestimmung zu stellen, dass heißt eben 
auf mehr Freiheit.“ Genscher ließ bewusst offen, ob diese notwendige „Wen-
de“ mit den Sozialdemokraten oder nur in einer neuen politischen Koalition 
vollzogen werden konnte. 

Doch diese liberalen Signale wurden in der öffentlichen Diskussion zunächst 
von der Debatte um die Nato-Nachrüstung überlagert bzw. verdeckt. Aber 
auch hier wuchsen nun die Spannungen, indem immer mehr Sozialdemokraten  
Signale zum Abrücken vom sogenannten „Nato-Doppelbeschluss“ aussandten, 
den das nordatlantische Verteidigungsbündnis auf Initiative von Bundeskanz-
ler Schmidt 1979 gefasst hatte und der zur außenpolitischen Grundlage der 
Regierung Schmidt-Genscher geworden war. Unter anderem um zumindest 
in der Außenpolitik die schwankenden Reihen hinter sich wieder zu festigen, 
ließ es die SPD-Führung auf dem Parteitag im April 1982 zu, dass im Gegen-
zug ein klassisches sozialdemokratisches Programm für die Wirtschafts- und 
Sozialpolitik verabschiedet wurde, welches umfangreiche Steuererhöhungen 
bis hin zu einer Vermögensabgabe vorsah. Darüber, wie die sich verschärfende 
Wirtschaftskrise – die Arbeitslosenzahlen stiegen 1982 nochmals um fast 
50 % und verdoppelten sich damit verglichen mit 1980, das Haushaltsdefi-
zit stieg auf über 30 Mrd. D-Mark – zu bekämpfen sei, bestand zwischen den  
Koalitionsparteien absolut keine Einigung mehr: Während die FDP weitere 
Ausgabenkürzungen verlangte, erklärte der SPD-Bundesfinanzminister Hans 
Matthöfer, weitere Sparoperationen seien „weder möglich noch nötig“. 

Vor diesem wirtschaftlichen und parteipolitischen Hintergrund hatte der Bun-
deswirtschaftsminister mit Duldung des FDP-Vorsitzenden in seinem Hause 
begonnen, ein Gesamtkonzept auszuarbeiten, mit dem er die wirtschaftlichen 
Probleme auf liberaler Grundlage dauerhaft in den Griff bekommen wollte. 
Zugearbeitet haben ihm dabei sein Staatssekretär Otto Schlecht sowie Hans 
Tietmeyer, damals Leiter der Abteilung Wirtschaftspolitik, später selbst Staats-
sekretär im Bundesfinanzministerium und Bundesbankpräsident. Dabei wurde 
nicht nur auf klassisches liberales Gedankengut zurückgegriffen, sondern auch 
auf die Diskussionen und Erfahrungen im angelsächsischen Raum, wo Margret 
Thatcher und Ronald Reagan als Regierungschefs bereits jeweils einen neuen 
wirtschaftspolitischen Kurs eingeleitet hatten. 
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Angesichts dieser Vorbereitungen war es dann auch nicht erstaunlich, dass der 
Wirtschaftsminister schnell liefern konnte, als ihn der Bundeskanzler Ende Au-
gust 1982 aufforderte, seine Kritik an den sozialdemokratischen Vorstellungen 
mit einem eigenen Konzept zu untermauern. Bereits anderthalb Wochen spä-
ter legte Graf Lambsdorff zum Erstaunen Schmidts und nicht nur zur Freude 
der eigenen Parteifreunde ein entsprechendes Papier vor. Es drehte sich, wie 
der Wirtschaftsminister kurz danach vor der FDP-Fraktion ausführte, um vier 
„Aktionsfelder“: 

- 	 Konsolidierung des Haushalts

- 	 Anreize zu arbeitsplatzfördernden Investitionen

- 	 Eindämmung der explodierenden Sozialstaatskosten

- 	 Deregulierung im Inneren und nach Außen.

Zur Erreichung dieser Ziele wurde ein Bündel an zukunftsweisenden Maßnah-
men vorgeschlagen, die wie die steuerliche Entlastung dann später von der 
neuen christlich-liberalen Koalition und nochmals später von der rot-grünen 
Koalition durchgeführt wurden oder wie die Begrenzung des Arbeitslosengeldes 
auf ein Jahr überhaupt erst von der „Agenda 2010“ unter Kanzler Gerhard 
Schröder in Angriff genommen wurde. 

Obwohl das Papier im Grunde einen echten Gegenentwurf aus liberalem Geist 
zu den sozialdemokratischen Vorstellungen darstellte, war die Aufnahme un-
ter den Liberalen alles anders als einhellige Zustimmung und zwar nicht nur 
bei denen, die ganz im Sinne des berühmten Diktums von Werner Maihofer 
die sozial-liberale Koalition als ein „historisches Bündnis“ zwischen Bürgertum 
und Arbeiterklasse ansahen. Auch solche Freidemokraten, die der Zukunft der 
SPD-FDP-Koalition skeptisch gegenüberstanden, schreckten vor den politischen 
Konsequenzen des Lambsdorff-Papiers zurück, da es natürlich die Grundfesten 
der amtierenden Regierung unterminieren musste, zumal der Koalitionspartner 
inzwischen unter großen Druck von Gewerkschaftsseite stand, die jegliche Zu-
mutung an die Arbeitnehmer und Empfänger sozialer Wohltaten kategorisch 
ablehnte und stattdessen die „Reichen“ zur Kasse bitten wollte. Viele Freide-
mokraten hätten es deswegen am liebsten gesehen, wenn das Lambsdorff-
Papier fortan als regierungsamtliche Verschlusssache behandelt worden wäre. 
Schnell jedoch gelangte das Konzept an die Öffentlichkeit und wurde Teil des 
öffentlichen Diskurses, auch zwischen den Koalitionspartnern. 
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Helmut Schmidt, auf dessen Initiative es ja zu einer Regierungsangelegenheit 
geworden war, suchte den Schulterschluss mit seiner eigenen Partei und nahm 
die Ausarbeitung des Wirtschaftsministers zum Anlass, der FDP die Schuld am 
Scheitern der Koalition zuzuschieben und damit die eigentlichen Ursachen 
für das Auseinanderbrechen seiner Regierung, nämlich diametral gegenüber 
stehende Grundsätze für die Überwindung der Wirtschaftskrise einerseits und 
zunehmender Dissens in der Außenpolitik andererseits, wider besseres Wissen 
zu verleugnen. Gut eine Woche nach Bekanntwerden des Lambsdorff-Papiers 
traten die FDP-Bundesminister zurück, drei Wochen später wurde der CDU-
Vorsitzende Helmut Kohl an der Spitze einer CDU-FDP-Koalition mittels kon-
struktivem Misstrauensvotum zum Bundeskanzler gewählt. 

Helmut Schmidt verabschiedet sich nach der Überreichung der Entlassungs-
urkunde durch Bundespräsident Carstens mit Handschlag von Lambsdorff und 
Genscher (17.9.1982)
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In der Wirtschafts- und Sozialpolitik nahm die neue Regierung vieles, aber 
längst nicht alles aus dem Konzept auf. Der neue Wirtschaftsminister, der 
wiederum Graf Lambsdorff hieß, konnte also Teile seiner Überlegungen um-
setzten. Somit hatte das Lambsdorff-Papier erheblichen Anteil an der bald 
einsetzenden wirtschaftlichen Erholung: Nach einem Rückgang 1982 stieg 
das wirtschaftlichen Wachstum bis zum Ende der 1980er Jahre wieder auf fast 
vier Prozent, die Inflationsrate und auch – trotz Steuererleichterungen - das 
Haushaltsdefizit gingen merklich zurück. Weniger deutlich zu erkennen war 
die Reduzierung der Erwerbslosigkeit von 2,2 Millionen 1983 auf 1,9 Millio-
nen 1990, wobei aber gleichzeitig eine Million neue Arbeitsplätze geschaffen 
wurden. Das waren zweifellos greifbare Erfolge eines liberalen Kurses in der 
Wirtschaftspolitik, die überhaupt erst die Voraussetzungen dafür lieferten, dass 
die Bundesrepublik dann das unerwartete Geschenk der Wiedervereinigung in 
Angriff nehmen konnte. Die Folgen dieser Wiedervereinigung brachten jedoch 
noch weit größere Herausforderungen an die deutsche Wirtschafts- und Ge-
sellschaftspolitik mit sich als vorher die Ölpreiskrisen. Und es sollte sich mit-
telfristig als eher nachteilig herausstellen, dass im Zuge der Wiedervereinigung 
etliche Grundsätze des Lambsdorff-Papiers, deren Berechtigung sich in den 
1980er Jahre klar erwiesen hatte, beiseite gedrängt wurden, gerade in Bezug 
auf die Finanzierung der „Einheits-Kosten“.

Das Lambsdorff-Papier war somit sicherlich der Schlussstein eines Entfrem-
dungsprozesses zwischen den bisherigen Koalitionsparteien. Die sozial-liberale 
Koalition hatte in der Ost- und Deutschlandpolitik und vielen Bereichen der 
Gesellschaftspolitik neue Wege beschritten. Die sozial-liberale Koalition ist 
allerdings nicht am Lambsdorff-Papier und an einem „Verrat“ der FDP geschei-
tert, wie Helmut Schmidt und viele mit ihm suggeriert haben, sondern daran, 
dass die inneren Widersprüche nicht mehr überbrückbar gewesen sind. Eine 
Fortsetzung der Konsolidierungspolitik war notwendig, doch Helmut Schmidt 
konnte diese gegen seine eigene Partei und gegen seine engen Verbündeten, die 
Gewerkschaften, nicht mehr durchsetzen. Das Lambsdorff-Papier war daher der 
Anlass und nicht die Ursache für den Bruch der sozial-liberalen Koalition. Weit 
mehr kann man es als Grundlage für die erste Phase der Ära Kohl sehen.

Wichtiger noch aber ist: Mit dem „Konzept für eine Politik zur Überwindung der 
Wachstumsschwäche und zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit“ begann eine 
tiefgreifende und langanhaltende Wende in der deutschen Wirtschaftspolitik, in 
der nicht nur mit den seit den 1960er Jahren vorherrschenden keynesianischen 
Konzepten gebrochen wurde, sondern mit der auch ein neues; resp. aus liberaler 
Sicht altes Konzept zum Verhältnis zwischen Staat und Individuum (wieder) 
zum Durchbruch kam. Insofern kann man das Lambsdorff-Papier sowohl als 
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„klassisch liberal“ oder auch als „neoliberal“ bezeichnen, ohne ihm Unrecht zu 
tun. Dieses Papier übte – zeitweise – nicht allein großen Einfluss auf die 1982 
von FDP und Union beschlossene Koalition aus, sondern auch später auf die 
rot-grüne Regierung unter Gerhard Schröder, man denke nur an die „Agenda 
2010“. Insofern stellte das Lambsdorff-Papier einen großen und bedeutsamen 
liberalen Beitrag zur Entwicklung der Bundesrepublik dar, der heute noch unter 
anderen Vorzeichen erhebliche Aktualität beanspruchen darf.
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Das „Manifest der Marktwirtschaft“ – weiterhin aktuell

Patrick Döring MdB
(Generalsekretär der Freien Demokratischen Partei)

Als im September 1982 das „Manifest der Marktwirtschaft“ des damaligen Wirt-
schaftsministers Otto Graf Lambsdorff das Licht der Öffentlichkeit erblickte, 
löste es einen Sturm der Entrüstung aus. Für Sozialdemokraten und Gewerk-
schaften war das Papier eine Provokation. Klaus Bölling, Regierungssprecher 
unter Kanzler Helmut Schmidt, kolportierte sogar später aus dem Kanzleramt, 
das Papier sei dort einmütig als Kampfansage an die Kanzlerpartei aufgefasst 
worden.

In einer politischen Lage, in der die sozialliberale Koalition kurz vor dem Bruch 
stand, war es wohl unvermeidlich, dass das „Manifest der Marktwirtschaft“ in 
erster Linie politisch gedeutet wurde: Von den einen als Zeichen der zuneh-
menden Entfremdung zwischen FDP und SPD; von anderen, in einer machia-
vellistischen Interpretation, als politisches Hilfsmittel marktwirtschaftlicher 
Liberaler um Otto Graf Lambsdorff, die vorgeblich bewusst den Bruch der Ko-
alition betreiben wollten.

Dieser tagespolitisch aufgeladenen Atmosphäre ist es geschuldet, dass das „Ma-
nifest“ heute oftmals nur als „das Wendepapier“ oder auch „Scheidungspapier“ 
der sozial-liberalen Koalition bezeichnet wird. Das greift allerdings zu kurz – 
und es verschleiert die zahlreichen tiefer gehenden Konflikte in der Koalition 
und die Folgen der inneren Zerrissenheit der SPD vor allem in außenpolitischen 
Fragen (NATO-Doppelbeschluss), die in ihren Auswirkungen auf die Stabilität 
der Koalition weitaus gravierender und nachhaltiger waren.

Die eigentliche Bedeutung des „Manifests“ lag und liegt nicht in seinen Wir-
kungen auf die tagespolitischen Ranküne des Jahres 1982. Es ist vielmehr über 
den Tag hinaus vor allem Dokument und Zeugnis einer anderen politischen 
Wende: Der Rück- und Hinwendung der deutschen Wirtschaftspolitik zu den 
Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft Ludwig Erhards. In diesem Sinne war 
das „Manifest“ tatsächlich ein Wendepapier – oder, im Sinne Walter Euckens, 
Dokument einer beginnenden Tendenzwende.
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Die Wirtschaftspolitik stand zu Beginn der 80er Jahre noch ganz im Banne einer 
keynesianisch inspirierten wirtschaftspolitischen Globalsteuerung. Bereits 1967 
unter der Großen Koalition wurde dem Staat im sogenannten „Stabilitätsge-
setz“ die Aufgabe zugewiesen, durch konjunkturpolitische Maßnahmen – das 
hieß insbesondere: umfangreiche Konjunkturprogramme in Krisenzeiten – ein 
gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht zu erhalten. Ganz in diesem Sinne hatte 
die Regierung Schmidt versucht, dem wirtschaftlichen Abschwung entgegen 
zu wirken, der Deutschland nach Beginn der zweiten Ölkrise in die bis dahin 
schwerste wirtschaftliche Krise der Nachkriegszeit gestürzt hatte: Zwischen 
1979 und 1982 hatte sich die Arbeitslosigkeit nahezu verdoppelt und das Wirt-
schaftswachstum brach trotz massiver staatlicher Intervention und insgesamt 
neun Konjunkturprogrammen weiter ein – während zugleich die Staatsver-
schuldung ungewohnt stark zunahm und die Inflation in Folge der massiven 
Geldausweitung auf zwischenzeitlich über sechs Prozent anstieg.

In dieser Situation war Bundeskanzler Schmidt – ob aus mangelnder Einsicht 
oder aufgrund fehlender Durchsetzungsfähigkeit in einer zusehends unruhigen 
SPD – jedoch nicht willens und in der Lage, die staatsinterventionistische Politik 
der Globalsteuerung infrage zu stellen. Im Gegenteil: im Herbst 1982 wurden 
von der SPD weitere Konjunkturprogramme zur Diskussion gestellt. Die Wende 
zu einer Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft, die Helmut Schmidt nicht 
zu schaffen vermochte, leitete deshalb seinerzeit die FDP ein – und allen voran 
Wirtschaftsminister Otto Graf Lambsdorff.

Nachdem weit über ein Jahrzehnt in Deutschland das Ideal der politisch fein-
gesteuerten wirtschaftspolitischen Globalsteuerung gegolten hatte, setzte 
Lambsdorff wieder auf die Soziale Marktwirtschaft: Auf die Stärkung des Wett-
bewerbs, auf solide Staatsfinanzen, auf die Innovations- und Leistungsfähigkeit 
des Mittelstandes. Der Staat sollte fortan nicht mehr versuchen alles zu tun, 
sondern die Kräfte des Wettbewerbs und des Marktes sollten es richten.

Lambsdorff selbst war dabei durchaus bewusst, dass er mit seinem Kurs – auch 
in Teilen der eigenen Partei – auf Unverständnis stoßen würde. „Diese Überle-
gungen“, so schrieb er, „gehen weit über den konventionellen Rahmen der bis-
her als durchsetzbar angesehenen Politik hinaus.“ Gleichwohl war er der festen 
Überzeugung, dass eine Wende in der deutschen Wirtschaftspolitik unabding-
bar sei. Seinen Kritikern hielt er entgegen, dass sein Reformkurs eben nicht zu 
sozialen Verwerfungen führen würde. „Sozial unausgewogen“, so Lambsdorff, 
„wäre dagegen eine Politik, die eine weitere Zunahme der Arbeitslosigkeit und 
eine Finanzierungskrise der sozialen Sicherungssysteme zulässt, nur weil sie 
nicht den Mut aufbringt, die öffentlichen Finanzen nachhaltig zu ordnen und 
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der Wirtschaft eine neue Perspektive für unternehmerischen Erfolg und damit 
für mehr Arbeitsplätze zu geben.“

Diesen Gedanken an einem entscheidenden Punkt in der Geschichte unseres 
Landes wirkmächtig werden zu lassen und eine wirtschaftspolitische Neuaus-
richtung eingeleitet zu haben, die gerade dies vollbracht hat, ist das bleibende 
Verdienst des „Manifests der Marktwirtschaft“ – und von Otto Graf Lambsdorff. 
Gegen den Geist der Zeit und unter bewusster Inkaufnahme eines großen poli-
tischen Risikos für die FDP haben sich die Liberalen 1982 dafür eingesetzt, das 
Notwendige zu tun, um Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit nach Deutschland 
zurück zu bringen – damit am Ende, in Lambsdorffs Worten, „alle Bürger am 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Fortschritt teilnehmen“ können.

Das war und ist der Auftrag liberaler Politik. Und diesem Denken Wirkung zu 
verleihen, ist eine bleibende Aufgabe der FDP. Heute mehr denn je. Denn ge-
rade in Anbetracht der Krise Europas, die eine Krise der öffentlichen Haushalte 
und der Wettbewerbsfähigkeit Europas ist, sind die Prinzipien des „Manifests 
der Marktwirtschaft“ aktueller denn je.

Deutschland und Europa werden in einer sich rasant verändernden Welt nur 
bestehen können, wenn wir uns auf die Ideen besinnen, die Lambsdorff bereits 
1982 seinem „Konzept für eine Politik zur Überwindung der Wachstumsschwä-
che und zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit“ zugrunde legte. 1950 hatte das 
geteilte Europa noch einen Anteil von knapp 15 % an der Weltbevölkerung, 
Westeuropa alleine stellte dabei ungefähr 26 % der globalen Wirtschaftslei-
stung. Heute leben im vereinten Europa lediglich noch knapp sieben Prozent 
der Weltbevölkerung – die überdies im Vergleich zu anderen Regionen deutlich 
älter ist. 2050 wird jeder vierte Europäer über 65 Jahre alt sein und der Anteil 
an der Weltbevölkerung auf dann fünf Prozent zurückgehen.

Wenn wir nicht wollen, dass ein (im globalen Maßstab) kleineres und älteres 
Europa nicht auch ein ärmeres Europa ist, dann müssen wir jetzt alles daran 
setzen, dass wir besser, stärker und leistungsfähiger werden. Heute leisten 
sich die in Europa lebenden sieben Prozent der Weltbevölkerung, die zwanzig 
Prozent der globalen Wirtschaftsleistung erbringen, insgesamt die Hälfte der 
weltweiten Sozialleistungen. Diese zivilisatorische Errungenschaft haben wir 
uns in Europa über Jahrzehnte hart erarbeitet. Was die Finanzmärkte jedoch 
wissen und wir in Europa nur zu gerne verdrängen: Dieser Wohlstand ist uns 
nicht geschenkt, sondern er muss immer wieder aufs Neue erarbeitet werden. 
Das haben wir in Europa seit langem versäumt – und stattdessen auf Pump 
gelebt. Wir haben uns an den Finanzmärkten Geld geliehen, um unsere Sozi-
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alsysteme und marode Unternehmen zu subventionieren. Die Arbeitsmärkte in 
weiten Teilen Europas sind verkrustet. Einzig der Binnenmarkt hat viele Jahre 
lang Wettbewerb und Wachstum stimuliert und dadurch neue Arbeitsplätze 
und neuen Wohlstand geschaffen. Doch auch dieser Wachstumstreiber ist in-
zwischen erlahmt.

Damit Europa aus dieser selbst verschuldeten Wachstums- und Schulden-
krise herausfindet, hilft es nicht, die Augen vor dem eigenen Spiegelbild zu 
verschließen und hilflos in den Finanzmärkten einen Sündenbock zu suchen. 
Sondern wir müssen unsere eigenen Fehler korrigieren und die tieferen Ursa-
chen bekämpfen. Das gilt für unsere Partner in Europa. Aber das gilt auch für 
uns in Deutschland. 

Die europäische Schuldenkrise hat uns gezeigt, dass wir in Deutschland und 
Europa damit aufhören müssen, immer weiter unseren Lebensstandard heute 
auf Kosten der Zukunft zu finanzieren. Schulden sind die Droge des Staates: Sie 
schaffen einen Teufelskreis der Abhängigkeit. Alte Schulden führen zu neuen 
Schulden. Mit der Schuldenbremse in Deutschland und dem Fiskalpakt in Eur-
opa haben wir die Staaten auf Schulden-Entzug gesetzt. Das ist ein schmerz-
hafter, aber notwendiger Prozess.

Auf diesem Weg wollen wir weiter gehen. Deshalb lehnen wir eine Vergemein-
schaftung der Schulden in Europa ab. Eurobonds wären der bequeme Weg für 
schuldenfinanzierte Wachstumsprogramme, weil die Regierungen hoch ver-
schuldeter Länder zu dann niedrigeren Zinsen neue Schulden machen könnten. 
Wir wollen aber nicht neue Schulden anhäufen. Sondern wir wollen mit gutem 
Wachstum aus unseren Schulden herauswachsen. Wir haben gezeigt, dass es 
geht: Der Aufschwung der letzten Jahre war das beste Mittel für mehr Wohl-
stand und weniger Staatsschulden in Deutschland.

Mit mehr Wachstum schaffen wir heute in Deutschland mehr Wohlstand und 
mehr Chancen für den Einzelnen. Und mit Wachstum legen wir die Grundla-
gen für einen tragfähigen Sozialstaat wie auch für stabile Gesundheits- und 
Rentensysteme. Und gleichzeitig schaffen wir mit unserer Wachstumspolitik in 
Deutschland die Voraussetzung für den Ausstieg aus dem Schuldenstaat.

Diesen Weg wollen wir auch in Europa beschreiten. Dazu brauchen wir neben 
dem Fiskalpakt für mehr Haushaltsdisziplin auch eine europäische Agenda 2020 
für mehr Wettbewerbsfähigkeit. Dazu müssen wir die nationalen Lohnfindungs-
regelungen in Europa reformieren. Der Wettbewerb in bisher noch geschützten 
Sektoren muss geöffnet und der Binnenmarkt vollendet werden. Das gilt auch 
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für deutsche „Schutzgebiete“ wie Post oder Bahn. Wir müssen die Flexibilität 
an den Arbeitsmärkten erhöhen, auch um Schwarzarbeit und Jugendarbeits-
losigkeit zu bekämpfen. Mit Sorge sehen wir Liberalen, dass unsere Freunde in 
Frankreich derzeit genau den entgegengesetzten Weg beschreiten.

Gleichzeitig müssen wir unsere Anstrengungen zur Förderung von Bildung, For-
schung, Innovation und Infrastruktur erhöhen. Wir brauchen nicht mehr Geld, 
sondern wir müssen die vorhandenen Mittel besser nutzen. Die vorhandenen 
Haushaltsmittel aus den Strukturfonds müssen dazu effizienter eingesetzt wer-
den. Und: Wir müssen im EU-Haushalt die richtigen Prioritäten setzen. Dafür 
sollten wir in Europa gemeinsam den Mut haben.

Das ist unsere Wachstumspolitik für Deutschland und Europa. Durch eine Po-
litik für mehr Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit können wir gemeinsam 
stärker werden. Aber dazu braucht es gemeinschaftliche Anstrengungen. Ein 
anstrengungsloses Wachstum über Schulden, wie es manche in Deutschland 
und Europa sich wünschen, wird hingegen nicht tragfähig sein. Das war und 
ist die Lehre der gescheiterten wirtschaftspolitischen Globalsteuerung der 70er 
Jahre. Und das ist auch die Lehre der Gegenwart: Schuldenwachstum hat uns 
in diese Krise geführt. Unser Weg, der auf den Prinzipien des „Manifests der 
Marktwirtschaft“ aufbaut, ist der fordernde, der unbequemere. Aber er führt, 
das sehen wir heute in Deutschland deutlich, zu guten Ergebnissen. Und des-
wegen gehen wir diesen Weg weiter. Gegen alle Widerstände. Als Hüter der 
Sozialen Marktwirtschaft — als Freie Demokraten.
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Lebenslauf Otto Graf Lambsdorff

Persönliche Daten
Geboren: 20.12.1926 in Aachen
Gestorben: 5.12.2009 in Bonn
1944-1946	 Wehrdienst und Gefangenschaft (schwerkriegsbeschädigt)
1946	 Abitur
1947-1950	 Studium der Rechts- und Staatswissenschaften in Bonn 

und Köln
1952	 Promotion zum Dr. jur. in Köln

Berufliche Tätigkeit
seit 1960	 als Rechtsanwalt zugelassen am Amts- und Landgericht 

Düsseldorf
1955–1971	 Tätigkeit im Kreditgewerbe, zuletzt als 

Generalbevollmächtigter von Trinkaus und Burkhardt
1972–1977	 Vorstandsmitglied der Victoria Rückversicherung AG 

Berlin/Düsseldorf

Politische Tätigkeit
1951-2009	 Mitglied der FDP
1951–1953	 Vorsitzender des Bezirksverbandes Aachen und Mitglied 

des Landesvorstandes Nordrhein-Westfalen der FDP
1968–1978	 Landesschatzmeister der FDP in Nordrhein-Westfalen und 

Mitglied des Landesvorstandes Nordrhein-Westfalen der 
FDP

1971	 Mitglied der Programmkommission zur Vorbereitung der 
Freiburger Thesen

1972–1993	 Mitglied des Bundesvorstandes der FDP
1982-1993	 Mitglied des Präsidiums der FDP
1988–1993	 Bundesvorsitzender der FDP
August 1990	 1. Bundesvorsitzender der gesamtdeutschen FDP
1993-2009	 Ehrenvorsitzender der FDP
1991–1994	 Präsident der Liberalen Internationale
1996-2009	 Ehrenpräsident der Liberalen Internationale
1972–1998	 Mitglied des Deutschen Bundestages
1977–1984	 Bundesminister für Wirtschaft
1995–2006	 Vorstandsvorsitzender der Friedrich-Naumann-Stiftung
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